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Der Krieg gegen die Ukraine dauert 
schon über ein halbes Jahr. In den EU-
Ländern drückt er sich vor allem durch 
Aufrüstungsbestrebungen, Sanktionen 
mit Teuerungen für die Masse der 
Bevölkerung und massiven Gewinnen für 
Ölkonzerne und Energieversorger aus. 
Nach einer Schockstarre durch Corona-
Pandemie und Krieg kommt die 
Arbeiter:innenklasse in Europa und 
weltweit wieder in Bewegung: Bei der 
englischen Bahn, bei den französischen 
Flughäfen oder in den deutschen Häfen, 
beim Generalstreik in Panama und den 
Massenprotesten in Sri Lanka. 

In der Ukraine nutzt die Selenskyj-
Regierung den Krieg um gewerkschaft-
liche Rechte einzuschränken. Sozia-
listische Kräfte organisieren Kampagnen 
dagegen und kämpfen gegen neoliberale 
Maßnahmen. 

Nicht nur zwischen Russland und den 
NATO-Ländern spitzen sich die Konflikte 

zu, auch zwischen China und den USA 
haben die Spannungen mit dem Taiwan-
Besuch von Pelosi einen neuen 
Höhepunkt erreicht. 

Der Sommer mit Dürren und 
Waldbränden in vielen Ländern brachte 
das Thema Klimawandel wieder stärker 
in den Blick. Seit Beginn des 
Ukrainekrieges werden unter dem 
Vorwand der Energiesicherheit klima-
feindliche Maßnahmen ungeniert auf 
Schiene gebracht. Dabei untergräbt der 
Klimawandel selbst diese Vorhaben, 
wenn z. B. Atomkraftwerke herunter-
gefahren werden müssen, weil durch 
niedrige Wasserstände die Kühlung 
nicht gewährleistet werden kann. 

Ob in Bewegungen gegen Krieg, Inflation 
oder Klimawandel, für revolutionäre 
Kräfte besteht die dringende Aufgabe, die 
Notwendigkeit der Überwindung des 
Kapitalismus und Strategien dahin-
gehend aufzuzeigen. 
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Tatsächlich werden im Energiesektor 
weiterhin hohe Gewinne gemacht und 
auch unter Gasimporteuren, die vielfälti-
ge Geschäftsbeziehungen haben, finden 
sich „Kriegsgewinner“. Während die viel-
fältige Unterstützung großer Unterneh-
men mit vielen Milliarden wie gewohnt 
am Schnürchen läuft und die Gewinn-
aussichten auch für 2022 für die meisten 
Konzerne ok bis mega sind, sind die Aus-
sichten für einen großen Teil der Bevöl-
kerung finster, zumindest unklar und die 
neuen Versprechungen mit Entlastun-
gen nebulös und ohnehin auf Kosten des 
Staatshaushalts. Sollen wir wieder die 
„Rettung“ von Unternehmen bezahlen 
und auf Erhöhung der Löhne und Sozial-
leistungen verzichten? So jedenfalls der 
Plan. Aber der muss ja nicht aufgehen. 

Gasumlage? Wat denn dit? 

Die derzeit viel diskutierte Gasumlage, 
eine Art extra-Steuer, die überraschend 
im Juni auftauchte, ist eine Folge der 
Alarmstufe, die die Bundesregierung 
angesichts reduzierter Gaslieferungen 
aus Russland erklärt hatte. Gasimporteu-
re konnten Anfang August bei der Tra-
ding Hub Europe (THE) Ausgleichsan-
sprüche wegen Mehrkosten bei der Er-
satzbeschaffung von Gas anmelden. Das 
haben 12 Konzerne getan. Um das Geld 
für diese Ausgleichsansprüche wieder 
einzutreiben, wurde gesetzlich die 
Gasumlage eingeführt, die die Gasversor-
ger den Kunden ab Oktober auf die Rech-
nung rauflegen werden. 26 Millionen 
Haushalte werden allein dadurch mit 
höheren Kosten rechnen müssen, viel-
leicht nicht sofort im Oktober, aber frü-
her oder später. Das ist zusätzlich zu den 
Preiserhöhungen, die Strom- und Gaslie-
feranten ohnehin angekündigt oder um-
gesetzt haben. Und da kann man Schlim-
mes ahnen: an den Strombörsen sind die 
Strompreise aktuell um 600 % höher als 

letztes Jahr. Das gibt uns eine Idee, was 
nächstes oder übernächstes Jahr an 
Stromrechnung auf uns zukommt. Aber 
zurück zur Umlage: Wer profitiert ei-
gentlich davon? Gute Frage, schwere Ant-
wort. Von vielen Seiten wurde von An-
fang an kritisiert, dass intransparent ist, 
wie die Konzerne die „Mehrkosten für 
Ersatzbeschaffung“ berechnen. Im Kapi-
talismus ist die Geheimhaltung um die 
Geschäfte der Konzerne oberste Direkti-
ve. 

Warum bitte soll die Bevölkerung für 
die Gewinne der Energiekonzerne zah-
len? 

Das Handelsblatt geht davon aus, dass bis 
April 2024 insgesamt 34 Milliarden Euro 
an Gasimporteure erstattet werden 
könnten. Wahrscheinlich wird die Hälfte 
davon an Uniper gehen. Die andere Hälf-
te an Unternehmen wie die baden-
württembergische EnBW-Tochter VNG, 
den Regionalversorger EWE, Sefe 
(ehemals eine Gazprom-Tochter), der 
österreichische mehrheitlich staatliche 
Konzern OMV oder der schweizer Roh-
stoffhändler Axpo. EnBW hat kürzlich 
bei der Halbjahresbilanz mitgeteilt, dass 
die Prognose von 3 Milliarden Gewinn 
für dieses Jahr bestehen bleibt, was den 
Aktionär:innen 564 Millionen bringen 
könnte. EnBW hat übrigens bereits für 
Oktober die Strompreise um ein Drittel 
erhöht, ganz ohne diese Umlage. Laut 
Handelsblatt hätten die Rohstoffhändler, 
die sich für Ausgleichszahlungen gemel-

det haben, aktuell besonders von den 
Rekordpreisen bei Strom, Öl und Gas 
profitiert und verzeichnen allein im ers-
ten Halbjahr eine Gewinnsteigerung 
zwischen 30 und 200 %. 

RWE hat sich auch auf die Liste gesetzt, 
will aber auf Ansprüche verzichten. Das 
wäre auch sonst zu dreist. Zur Halbjah-
resbilanz verkündete der Konzern, dass 
der Energiehandel eine „starke operative 
Performance“ hinlege und man mit deut-
lich mehr Gewinnen dieses Jahr rechne: 

bis zu 5,5 Milliarden Euro. 

Bei Uniper ist die Lage anders. Der deut-
sche Staat ist bereits zu 30 % eingestie-
gen, um den Energiekonzern zu retten, 
und wird über verschiedene Wege meh-
rere Milliarden reinbuttern. Zur Ge-
schichte des Konzerns: Vor einigen Jah-
ren hatten sich die deutschen Energie-
konzerne E.ON und Ruhrgas zu einem 
Supermonopolisten zusammengeschlos-
sen. Sehr viel Lobbyarbeit war im Spiel 
und die Hilfe von SPD-Größen. Dieser 
Konzern hatte seine Investitionen vor 
allem auf Russland ausgerichtet, ein-
schließlich Nordstream 2. 2016 trennte 
der Konzern die fossilen Geschäfte ab 
und bündelte alles, was mit Gas und 
Kohle zu tun hatte, in dem neuen Kon-
zern Uniper – eine Art Bad Bank der fos-
silen Energiewirtschaft. Der „grüne“ und 
strategisch eher zukunftsträchtige Teil 
blieb bei E.ON. Angesichts der Sanktio-
nen und Verschiebungen auf dem Erdöl- 
und Erdgasmarkt in Folge des russischen 
Krieges  gegen die Ukraine ist somit ein 

Schon wieder Konzerne retten? 

ie Konzerne und die Politik geben sich alle Mühe, dass die Stimmung kippt. Ständig neue 
Preiserhöhungen, jetzt noch eine Gasumlage, und sparen, weil ja Krieg ist und sonst die 
Versorgungssicherheit in Deutschland gefährdet sei. Ach wirklich? 

<< Auch wenn einzelne Unternehmen unter der 
kapitalistischen Anarchie ins Stolpern kommen, es 
gibt enorme Gewinne! Viele Konzerne nutzen die 
Gelegenheit Preise zu erhöhen, einfach weil sie es 

können. >> 

D 
Nein Danke, wir zahlen schon genug. 
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Teil des Geschäftsmodells von Uniper 
erstmal weggebrochen. Wir sollen das 
bezahlen. 

Tatsächlich ist die Unterstützung der 
Wirtschaft durch den Staat oder auf der 
Ebene der EU vielfältig, oft langfristig 
ausgerichtet und geht über die „Rettung“ 
von Unternehmen hinaus. Die Industrie 
profitiert z. B. schon länger von Steuer-
nachlässen und Subventionen für Gas. 
Das Institut der Deutschen Wirtschaft 
(IW) hat ausgerechnet, dass das  allein 
im letzten Jahr 2,1 Milliarden Euro wa-
ren. 

Auch wenn einzelne Unternehmen un-
ter der kapitalistischen Anarchie ins 
Stolpern kommen, es gibt enorme Ge-
winne! Viele Konzerne nutzen die Gele-
genheit Preise zu erhöhen, einfach weil 
sie es können. Die größten Profiteure der 
aktuell sehr hohen Rohstoffpreise sind 
bei Gas und Erdgas vor allem Shell, Che-
vron, BP und Co. Deren Gewinne sind 
nicht erst neuerdings so hoch. Auch 
beim Chemiekonzern BASF läuft es bes-
ser als geplant. Am Ende des Geschäfts-
jahres könnten 7,2 Milliarden reiner Ge-
winn rauskommen. BASF gibt eben die 
hohen Preise weiter und als weltweit 
agierender Konzern kann er auch die 
Schwäche des Dollar, verschiedene Lie-
ferketten und vieles mehr nutzen. Win-
tershall DEA, ein Tochterunternehmen 
der BASF und dick im Geschäft mit Erdöl 

und Erdgas (auch in Russland) hat eben-
falls seinen Gewinn gesteigert. Volks-
wagen hat im ersten Halbjahr diesen 
Jahres 10,6 Milliarden Gewinn gemacht; 
das ist mehr als letztes Jahr. 

Warum sollte sich die arbeitende  
Klasse mit kleinen Trostpflastern ab-
finden? 

Damit die Verärgerung angesichts im-
mer neuer Preissteigerungen nicht ex-
plodiert, kündigt Bundeskanzler Scholz 
ständig Entlastungspakete an – um die 
Arbeiterklasse als Konsument:innen bei 
Laune zu halten, das wird sicher auch 
eine Rolle spielen. Aber vieles bleibt vage. 
Und wenn es einigermaßen konkret 
wird, sind die Entlastungen einerseits 
gering, andererseits erreichen sie nie 
(außer das 9 Euro-Ticket für den Nahver-
kehr, das aber schon endet) alle Schich-
ten der arbeitenden Bevölkerung. Von 
der 300 Euro Energiepauschale, die mit 
der September-Lohnabrechnung kommt, 
sehen Student:innen und  Rentner:innen 
nichts. Netto macht das eh weniger. Nun 
hat Scholz eine Senkung der Mehrwert-
steuer auf Gas angekündigt, während 
schon zusätzliche Gasumlagen im Ge-
spräch sind. Dieses linke-Tasche-rechte-
Tasche-Ding ist doch irgendwie Verar-
sche. Die Preissteigerungen bei Lebens-
mitteln, Miete usw. werden dadurch 
auch nicht geringer. Der Finanzminister 
Lindner (FDP) hat angekündigt, dass 

nächstes Jahr die Lohnsteuer ein biss-
chen sinken könnte. Aber diejenigen, die 
sehr niedrige Löhne haben oder Sozial-
leistungen beziehen, haben davon 
nichts. Wer 60.000 brutto im Jahr ver-
dient, wird das auf dem Konto ein biss-
chen merken. Aber ein Ausgleich für die 
Inflation, die die Bundesbank mit 10 % 
prognostiziert, ist das nicht. Und für die 
13,4 Millionen Menschen, die offiziell als 
arm oder „armutsgefährdet“ gelten, sind 
diese Mini-Entlastungen nichts anderes 
als ein Ausdruck von Verachtung. 

Mit ihren Ankündigungen will die Regie-
rung den Anschein erwecken, sie tue 
doch was. Zugleich macht sich die Regie-
rung zum Verbündeten der Wirtschaft, 
von der ein sehr großer Teil an unserer 
Misere verdient. Die Regierungspolitik 
ist ein Versuch der Ablenkung und Ver-
wirrung der arbeitenden Klasse. Wer auf 
Trostpflaster in der Zukunft hofft, protes-
tiert vielleicht nicht? Und wird auch kei-
ne Lohnerhöhungen von den Unterneh-
men verlangen, die die Profiteure der 
Preissteigerungen sind? Das ist deren 
Wette … 

Sabine Müller, Berlin 

BASF Ludwigshafen – der größte Chemiestandort der Welt  
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Aurora: Ihr habt insgesamt fast 12 Wo-
chen für eine Entlastung des Kranken-
hauspersonals gestreikt. Gibt es Erleb-
nisse, die dir persönlich besonders im 
Gedächtnis geblieben sind?  

Alexandra Willer: […] Mich persönlich 
hat auch ein Solidaritätsbesuch bei Kol-
leg:innen der Druckerei Barthel geprägt. 
Einige von ihnen waren zu unserem Soli-
daritätsfest gekommen. […] Wenige Wo-
chen später haben sie zum allerersten 
Mal gestreikt in diesem Betrieb, in dem 
es keinen Tarifvertrag gibt, die Anzahl 
der Urlaubstage sinkt, wenn man Kran-
kenscheine hatte, und wo Frauen für die 
gleiche Arbeit weniger Lohn bekommen. 
Wir haben sie bei diesem ersten Streik-
tag mit einer Gruppe Streikender be-
sucht und ebenfalls Kraft durch den Mut 
der Kolleg:innen geschöpft, die ganz bei 
Null anfangen. Da hat man wirklich ge-
spürt: Wir machen vielleicht ganz ver-
schiedene Arbeiten, unsere Betriebe sind 
ganz verschieden, doch wir Arbeitenden 
stehen alle auf der gleichen Seite und 
brauchen uns gegenseitig in unseren 
Kämpfen.  

Aurora: Worin bestanden Stärken und 
Schwächen eurer Streikbewegung? 

A. W.: Eine Stärke war zuerst einmal, 
dass wir mit sechs Unikliniken zusam-
men gestreikt haben. […] Dann, dass ganz 
viel in diesem Streik nicht von Haupt-
amtlichen und auch nicht von 

aktivis-
ten gemacht wurde, sondern von den 
ganz „normalen“ Kolleg:innen. Diejeni-
gen, die durch ihren Arbeitsalltag am 
besten wissen, welchen Besetzungs-
schlüssel, welche Bedingungen und wel-
che Ausstattung sie brauchen, haben die 
Forderungen für ihre Bereiche entwi-
ckelt. Und sie selber haben auf den De-
monstrationen, vor der Presse und bei 
den Verhandlungen gesprochen und ihre 
Forderungen vertreten. Viele hätten sich 
das vorher nicht zugetraut. […] 

Eine weitere Stärke unseres Streiks war, 
dass eine ganze Reihe Berufsgruppen in 
ihm zusammen gekämpft haben. […] 

Die größte Schwäche unseres Streiks 
war eindeutig, dass es ein absoluter Min-
derheitenstreik war. […] Dass wir trotz-
dem einiges durchsetzen konnten, ist 

einzig der Tatsache zu verdanken, dass 
die Minderheit, die gestreikt hat, so hart-
näckig und entschlossen war. 

Aurora: Am UK Essen gab es ja ein ge-
wähltes Streikkomitee. Kannst du uns 
mehr darüber erzählen, wie es dazu 
gekommen ist und wie ihr das dann 
organisiert habt?  

A. W.: Wie bereits im Streik 2018 haben 
wir zu Beginn des Streiks vorgeschlagen, 
dass es jeden Tag eine Streikversamm-
lung gibt, wo alle Fragen des Streiks 
offen diskutiert und abgestimmt werden. 
Und damit sichergestellt ist, dass die 
Streikversammlung auch alle Informati-
onen erhält und die Mittel hat, ihre Ent-
scheidungen umzusetzen, haben wir 
vorgeschlagen, dass sich die Streikenden 
ihre Streikleitung aus ihren eigenen Rei-
hen wählen, die nur den Streikenden 
verpflichtet ist und die jede Woche neu 
gewählt wird. 

Knapp 20 Kolleg:innen haben sich in das 
Streikkomitee wählen lassen. […] Das 
Streikkomitee hat sich täglich getroffen. 
Wir haben gemeinsam eingeschätzt, wie 
sich die Streikzahlen und das Kräftever-

S echs Unikliniken in Nordrhein-Westfalen haben ab Anfang Mai gemeinsam für mehr Personal 
gestreikt (Aurora Nr. 26 berichtete). Im Juli gab es eine Einigung. Aus diesem Anlass sprachen wir 
mit Alexandra Willer vom „Bund Revolutionärer Arbeiter“ (BRA), die am Uniklinikum Essen 
beschäftigt ist und aktiv am dortigen Streik teilgenommen hat. 
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hältnis entwickeln und welche Probleme 
und Ideen wir von den Streikenden zu-
getragen bekommen. Wir haben disku-
tiert, wie man den Streik nach innen 
stärken und vielleicht noch ausweiten 
kann, ob es irgendwo Spannungen mit 
nicht-streikenden Kolleg:innen gibt usw. 
Wir haben ebenfalls überlegt, wie wir 
den Streik nach außen stärken können, 
also zum Beispiel, zu welchen anderen 
Kranken-häusern, anderen Betrieben 
oder auch in welche Stadtviertel wir 
gehen können, um den Streik bekannt 
zu machen. […] 

Einige Kolleg:innen waren nur einzelne 
Wochen im Streikkomitee. Aber die 
große Mehrheit war die ganze Zeit da-
bei! Und man kann sich vorstellen, wie 
viel mehr man versteht und wie man 
sich verändert, wenn man sich 12 Wo-
chen jeden Tag trifft und diese Fragen 
diskutiert. […] 

Aurora: Würdest du sagen, dass dies 
auch einen Einfluss auf das Ergebnis 
des Streiks hatte? 

A. W.: Ja, es hat zum Beispiel eine große 
Rolle für das Ende des Streiks gespielt. 
2018 haben wir uns hier davon überrum-
peln lassen, dass die Vorstände ein Ulti-
matum gesetzt hatten. Ein um 3 Uhr 
morgens erreichtes Verhandlungs-
ergebnis musste bis zum Mittag von den 
Streikenden angenommen oder abge-
lehnt werden. Auch die Haupt-
amtlichen haben starken Druck ausge-
übt, das Ergebnis anzunehmen. Dadurch 
hatten die Streikenden weder Zeit noch 
Möglichkeit, sich wirklich eine Meinung 
zu bilden und diese wichtige Frage zu 
entscheiden. Das hat noch lange nach 
dem Streik Empörung, aber auch Verbit-
terung hinterlassen. 

Diesmal konnten wir direkt zu Beginn 
durchsetzen, dass die Streikenden aus-
reichend Zeit erhalten, um ein mögli-
ches Verhandlungsergebnis zu diskutie-
ren und darüber zu entscheiden. Und 
dass die Tarifkommission auch erst auf 
Basis dieses Ergebnisses formell über ein 
Streik-Ende abstimmen darf. […] 

Aurora: Wo wir schon beim Ergebnis 
sind: Kannst du es für uns zusammen-
fassen? Wie wurde es von den Strei-
kenden insgesamt aufgenommen?  

A. W.: Es ist nicht einfach, das komplexe 
Ergebnis zusammenzufassen. Für die 

größte Gruppe der Streikenden – die 
Pflegekräfte – wurden pro Abteilung Be-
setzungsschlüssel ausgehandelt, sprich 
wie viele Patient:innen eine Pflegekraft 
maximal zu betreuen hat. Künftig wird 
auf jeder Schicht die Zahl der Pati-
ent:innen und Pflegekräfte digital er-
fasst. Und für alle Schichten, in denen 
sie mehr Patienten betreuen müssen, 

bekommen die Pflegekräfte dann einen 
Belastungsausgleich: am Ende bis zu 18 
zusätzliche freie Tage im Jahr, von denen 
fünf ausgezahlt werden. All das gilt aber 
erst in zwei Jahren. Bis dahin bekom-
men die Pflegekräfte nur fünf zusätzli-
che freie Tage. Diese lange Übergangs-
zeit ist der mit Abstand größte Kritik-
punkt vieler Kolleg:innen am Abschluss. 

In [den nicht-pflegerischen] Bereichen 
werden [eine festgelegte Anzahl] zusätz-
licher Stellen geschaffen. Und in jedem 
Jahr, in dem Stellen nicht besetzt sind, 
bekommen alle Kolleg:innen des Be-
reichs [drei bis fünf] freie Tage als Aus-
gleich. Die Kolleg:innen […] finden es 
kein gutes Ergebnis, dass es bei ihnen 
keine Koppelung der Stellenzahl an die 
Zahl der Patient:innen oder Geräte gibt – 
vor allem, da angesichts der Kranken-
hausschließungen künftig noch mehr 
Patient:innen zu erwarten sind. Doch 
nachdem es neun Wochen lang hieß, ihr 
bekommt nicht eine einzige Stelle, kann 
ich zumindest für Essen sagen, dass viele 
stolz darauf sind, was sie erkämpft ha-
ben. […] 

Aurora: Eine Besonderheit war ja, dass 
ver.di eine private Firma namens 
„Organizi.ng“ beauftragt hat. Wie siehst 
du die Rolle der Organizer:innen? Waren 
sie hilfreich für euren Streik oder eher 
nicht? 

A. W.: […] Die Organizer:innen haben die 
Streikstrategie von ver.di in vielen Punk-
ten geprägt. Dazu zählt, dass sie dafür 
eingetreten sind, dass die Beschäftigten 
ihre Forderungen selber aufstellen und 
dass die Verhandlungen unter breiter 
Kontrolle von Beschäftigten stattfinden. 

Dies hat uns natürlich ebenfalls sehr 
geholfen.  

Allerdings hatten die Organizer:innen 
quasi ein fertiges „Erfolgsrezept“ […] und 
das sollte um jeden Preis so umgesetzt 
werden. Mal ganz abgesehen davon, dass 
dies sehr wenig Freiraum für Kreativität 
und eigene Entscheidungen der Strei-
kenden lässt. […] Durch dieses starre 

Schema hat sich auch etwas eigentlich 
Gutes ins Gegenteil verkehrt. Den Orga-
nizer:innen war es genau wie uns wich-
tig, dass die Verhandlungen unter mög-
lichst breiter Kontrolle und Beteiligung 
der Beschäftigten stattfinden sollten. 
Doch dies sollte dadurch gewährleistet 
werden, dass die gesamte Tarifkommis-
sion von 75 Leuten und weitere 200 von 
den streikenden Berufsgruppen gewähl-
te Delegierte jeden Verhandlungstag die 
ganze Zeit am Verhandlungsort [Köln] 
anwesend sein sollten. […] Das hat den 
Streik nicht demokratischer gemacht, 
vielleicht im Gegenteil. Denn für die 
meisten Kliniken war Köln so weit weg, 
dass […] die übrigen Streikenden in den 
Streikzelten oft weder über die Verhand-
lungen wirklich informiert wurden noch 
den Anwesenden in Köln Rückmeldun-
gen und Entscheidungen mitgeben 
konnten. 

Aber vor allem hat es den Streik ge-
schwächt. Denn das waren 250 Streiken-
de, die die Zeit hätten nutzen können, 
um in den Betrieb zu gehen und mit 
nicht-Streikenden zu sprechen, um an-
dere Krankenhäuser für die Bewegung zu 
gewinnen, um zu anderen Betrieben 
oder auf die Straße zu gehen, um mit 
sonstigen Aktionen Druck zu machen. 
Sprich, um den Streik zu stärken und 
damit letztlich das einzige schlagkräftige 
Argument in den Verhandlungen. 

Interview geführt von Richard Lux, Berlin. 

Das ungekürzte Interviews auf 
www.sozialismus.click 

<<  Wir haben vorgeschlagen, dass sich die 
Streikenden ihre Streikleitung aus ihren eigenen 

Reihen wählen, die nur den Streikenden verpflichtet 
ist und die jede Woche neu gewählt wird. >> 
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D ie Löhne werden zur Zeit von der Inflation aufgefressen und fast jede:r erwartet mit großer 
Sorge die kommenden Preissteigerungen und die nächste Gas- und/oder Stromrechnung. Da 
sind hohe Lohnforderungen der Gewerkschaften nur verständlich. Im Jahr 2022 verhandeln 
die Gewerkschaften des DGB (Deutscher Gewerkschaftsbund) für rund 10 Millionen 

Beschäftigte. Die bisherigen Abschlüsse sind eher mager ausgefallen. Vor allem durch Druck von der Basis 
sah sich die Gewerkschaftsbürokratie zum Umlenken gezwungen. Ein Überblick. 

Bodenpersonal Flughafen 

Die Reisehauptsaison nutzte ver.di um 
beim Bodenpersonal zum Teil kräftige 
Lohnerhöhungen durchzusetzen. Durch 
fehlendes Personal wuchs der Arbeits-
druck in den letzten Monaten enorm 
und durch die steigenden Preise war ein 
Leben mit den niedrigen Löhnen kaum 
noch möglich. Den Anfang für die zum 
Teil kräftigen Lohnerhöhungen machten 
im Juni/Juli die Beschäftigten verschie-
dener kleiner Unternehmen. Für circa 
6.000 Beschäftigte gab es Lohnerhöhun-
gen zwischen 14 und 26 Prozent. Bei 
Aviapartner in Düsseldorf und Hanno-
ver erhöhen sich die Löhne um 300 Eu-
ro, bei Fraground in Frankfurt um 14 Pro-
zent plus 700 Euro Einmalzahlung. Bei 
Aviation Handling Services sind es bis zu 
26 Prozent. 

Die 20.000 Beschäftigten bei der Luft-
hansa zogen nach. Am 4. 8. einigte sich 
die Lufthansa mit ver.di auf mindestens 
325 Euro mehr pro Monat. Vorher gab es 
einen eintägigen Streik, der große Aus-
wirkungen hatte. Es kam zu 1.000 Flug-
streichungen und die Lufthansa verlor 
an nur einem Tag 35 Millionen Euro. 
Dies zeigt zum einen, welche enorme 
Kraft die Arbeitenden haben, aber auch, 
dass noch mehr drin gewesen wäre. Auf 
Grund dieser Ergebnisse stimmten die 
Piloten der Lufthansa für einen Streik. 
Wann dieser kommen soll, ist aber noch 
unklar.  

Tarifrunde IG-Metall - 8 Prozent sind 
nicht genug 

Für mehr als 3,8 Mio. Arbeiter:innen in 
der Metall- und Elektroindustrie laufen 
Verhandlungen. Ende Oktober endet die 
Friedenspflicht und dann kann es zu 
Streiks kommen. 8 Prozent mehr Lohn 
fordert der Vorstand der IG-Metall.      

Das klingt erst mal viel. Ist aber viel we-
niger, als in vielen Betrieben diskutiert 
worden ist. Oft wurden Lohnsteigerun-
gen zwischen 10 und 15 Prozent gefor-
dert – insbesondere in den großen Kon-
zernen wie zum Beispiel Daimler (im 
Werk Untertürkheim 11 Prozent) oder 
Porsche (im Werk Zuffenhausen 10,5 
Prozent). Das der Unternehmerverband 
VDMA diese Forderungen als zu hoch 
ablehnt, ist klar, aber auch der IG-
Metallchef Hoffmann betonte, dass man 

die Industrie nicht zu stark belasten dür-
fe. In IG-Metall-Gremien wurde bereits 
kommuniziert, dass bei den Tarifkom-
missionssitzungen Anfang September 
nochmals auf die Forderung geschaut 
und sie gegebenenfalls nach unten korri-
giert werden müsse. Angesichts der Real-
lohnverluste in den letzten Jahren, 4½ 
Jahre ohne tabellenwirksame Erhöhung 
und der extrem hohen Inflation bei 
gleichzeitig hohen Unternehmerprofi-
ten, sind 8 Prozent zu wenig. Gleichzeitig 
muss die Tarifrunde auch als Möglich-
keit genutzt werden, Entlassungen zu 
verhindern. So hat Ford angekündigt, das 
Werk in Saarlouis zu schließen, Evobus 
will in Mannheim und Ulm 1.600 Ar-
beitsplätze vernichten und Siemens in 
Berlin über 400.  

 

 

Für die 2,1 Millionen Beschäftigten in 
Bund und Kommunen läuft am Ende des 
Jahres der Tarifvertrag aus. Zurzeit läuft 
bei ver.di eine Mitgliederbefragung über 
die Forderungen, die am 11. Oktober zur 
ersten Verhandlungsrunde präsentiert 
werden sollen. Auch hier ist ein bestim-
mendes Thema die steigenden Preise. 

 

Wie weiter? 

Deutschland ist nicht das einzige Land, 
in dem gerade für höhere Löhne und 
gegen die Preissteigerungen gekämpft 
wird. In Italien gab es bereits im April 
und Mai große Streiks – auch für die Er-
höhung der Sozialausgaben – im Juni 
streikten in Großbritannien und Belgien 
Hunderttausende für höhere Löhne und 
bessere Arbeitsbedingungen. Der Arbei-
ter:innenklasse geht es in ganz Europa 
an den Kragen. In Deutschland versucht 
die Regierung mit Tankrabatten, 9-Euro-
Tickets und anderen Aktionen die Krise 
etwas abzufedern, aber helfen werden 
vor allem Lohnsteigerungen, die mindes-
tens so hoch sind wie die Inflation. Das 
wird uns aber ohne Streiks nicht gege-
ben . 

Karl Gebhardt und Lorenz Wassier, Berlin  

<< Angesichts der Reallohnverluste in den letzten 
Jahren, 4 ½ Jahre ohne tabellen-wirksame 

Erhöhung und der extrem hohen Inflation bei 
gleichzeitig hohen Unternehmerprofiten, sind 8 

Prozent zu wenig. >> 
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Unsere Arbeitszeit beginnt 4 Minuten 
vor der planmäßigen Abfahrt des Zuges 
und endet in der Minute, in der wir 
pünktlich am Bahnhof ankommen. In 
den zu knapp bemessenen 4 Minuten 
vor der ersten Zugfahrt müssen wir un-
ser Tablet synchronisieren, die neuen 
Weisungen durchlesen und verstehen. 
Wenn wir verspätet zum Feierabend 
ankommen, müssen wir noch umständ-
lich schriftliche Abweichungszettel 
schreiben, damit wir die zusätzliche Ar-
beitszeit auch angerechnet bekommen. 
Natürlich führt das dazu, dass viele Kol-
leg:innen bei geringeren Verspätungen 
auf den Extraaufwand und damit auf die 
Bezahlung verzichten. 

Unsere Schichten haben meist keinen 

Platz für Verspätungen. Wenn ich ver-
spätet ankomme, passt meine Pause oft 
nicht mehr rein und ich werde „gebeten“ 
ohne Pause weiterzufahren. Generell 
wird bei Unregelmäßigkeiten nicht an 
unsere Pausen gedacht. In der Praxis 
muss ich immer auf meine fehlende 
Pause hinweisen und das löst oft 
schlechte Stimmung bei den Leitstellen 
aus. Ich finde es schade, dass man da zu 
wenig als Team zusammenarbeitet! Da-
bei macht die Bahn intern immer Wer-
bung, wie großartig alle zusammenhal-
ten und wie schön es ist, Teil der 
„Eisenbahnerfamilie“ zu sein. Ich selbst 
schäme mich für die Arbeit, die wir ab-
liefern! Der Job macht mir aber grund-
sätzlich Spaß. 

Was mich sehr ärgert, ist, dass unsere 
Probleme nicht angenommen werden! 
Kritik verläuft im Sande. Unsere direkten 
Führungskräfte sagen immer nur, dass 
sie doch nichts ändern können. Außer-
dem scheint sich keiner der höheren 
Führungskräfte mal die praktische Be-
triebssituation anzugucken. Wenn wir 
Nachrichten vom Management bekom-
men, scheint dort immer heile Welt zu 
sein. Die DB hat angeblich wieder 
schwarze Zahlen geschrieben – kaum zu 
glauben bei den vielen Problemen auf 
den Gleisen. Aber dank DB Schenker 
brummt der Laden. Hier regional fallen 
jedoch tageweise ganze Linien aus. 

Bei Gesprächen mit Leitstellenmit-
arbeitenden hat sich herausgestellt, dass 
dort Burnout und Depressionen vorpro-
grammiert zu sein scheinen. Ich habe 
gehört, dass Kolleg:innen da schon mal 
in Tränen ausbrechen. 

Die Personalnot führt auch zu Sicher-
heitsproblemen. Es gibt z. B. viel zu we-

nige Schulungen. Lerndefizite können 
nicht erkannt werden. Erst bei Unfällen 
wird mobilisiert und es entsteht durch 
die Öffentlichkeit ein Handlungsdruck. 
Praktische Weiterbildung am Zug gibt es 
nicht! Mit Störungen am Zug muss man 
allein klarkommen. 

Die DB nimmt es hin, dass viele Vor-
schriften nicht eingehalten werden. 
Wenn die Mitarbeitenden besser ge-
schult und auf die Einhaltung der Vor-
schriften bestehen würden, dann würde 
es nochmals eine Kostenexplosion ge-
ben. Arbeitende an der Basis sind dauer-
haft überlastet. Durch Kosteneinsparun-
gen befindet sich vieles in einem 
schlechten Zustand und ist störanfällig. 
Die vielen Störungen und Unregelmä-
ßigkeiten treiben die überlasteten Arbei-
tenden in Fehler. Unsere komplizierten 
Regelwerke zeigen dann auf, dass der:die 
„kleine Mitarbeitende“ schuld ist. 

Leider sehe ich kurzfristig und eigentlich 
auch langfristig keine Besserung. Es wer-
den in Zukunft viele Mitarbeitende in 
den Ruhestand gehen. Ich glaube, dass 
für viele Berufsanfänger:innen die „Work
-Life-Balance“ immer wichtiger wird und 
der Lokführerberuf daher unattraktiv ist. 

Die DB steckt ihre Energie ständig in die 
Entwicklung von Zukunftsvisionen, aber 
eine realistische Umsetzung blieb bisher 
aus, und letztendlich ging es immer wei-
ter bergab. 

Der Beitrag wurde uns als Leserbrief von 
einem befreundeten Lokführer zugeschickt.   

I ch arbeite seit fast 20 Jahren bei DB Regio und bin seit 13 Jahren Lokführer. Meiner Meinung nach 
hat sich in dieser Zeit nichts gebessert. Unsere Manager reden ständig nur davon, wie großartig 
später alles wird. Doch durch den „Fortschritt“ der Technik wurde unsere Arbeitsbelastung sogar 
noch erhöht. Jeden Tag haben wir wechselnde Arbeitszeiten bei viel zu langen Schichten. Die 

Digitalisierung „optimiert“ unsere Schichten und wir werden mit Weisungen und Programmen 
überschüttet, die in der Arbeitszeit nicht mehr abzuarbeiten sind. Vieles wird in die Freizeit verlagert. Dass 
die Programme oft nicht praxistauglich sind, interessiert scheinbar niemanden. 
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U nter den Streiks für steigende Löhne in den letzten Monaten sticht einer heraus, weil er ganz 
explizit einen automatischen Inflationsausgleich gefordert hat – der Streik der Arbeiter:innen an 
den deutschen Nordseehäfen. 

Es sind insgesamt 12.000 Arbeiter:innen 
aus 58 Betrieben in vielen Häfen, für die 
die Gewerkschaft ver.di Verhandlungen 
führte. Sie alle einte eine Forderung: Ei-
nen vollen Inflationsausgleich – also 
automatische Anpassung der Löhne in 
Höhe der offiziellen Inflationsrate – plus 
eine echte Lohnerhöhung von 1,20 € pro 
Stunde obendrauf. Zusammen mit dem 
Inflationsausgleich bedeutete das rund 
14 % Lohnsteigerung für die niedrigsten 
Löhne. Und das ganze mit einer Ver-
tragslaufzeit von einem Jahr. 

Grund aufgebracht zu sein haben die 
Arbeiter:innen an den Häfen schon lan-
ge. Mit ihren Knochenjobs halten sie die 
globalisierten Lieferketten am Laufen; 
über 90 % des globalen Güterverkehrs 
läuft über Frachtcontainer! In der Pande-
mie mussten sie die ganze Zeit durchar-
beiten und haben viele Überstunden 
geschrubbt, denn trotz Lockdowns haben 
die Menschen ja weiter konsumiert und 
wurden mit Waren versorgt. Die größten 
Gigacontainerschiffe enthalten mehr als 
20.000 Container. Und jeder einzelne 
muss herausgehoben und sicher wieder 
abgesetzt werden. Die „Brücken-
fahrer:innen“, die oben im Kran sitzen 
und den Container ansteuern, sitzen 
stundenlang vornübergebeugt und hoch-
konzentriert. Sie arbeiten zusammen mit 
den „Lascher:innen“, die für das sichere 
Anlegen und Lösen von Befestigungen 
am Container zuständig sind und die bei 
den Tonnen an Ladung, die auch bei 
Wind und Wetter bewegt werden, schon 
mal in Gefahr geraten. Unfälle, mitunter 
tödliche, gibt es leider immer wieder. 
Und ständiger Zeitdruck: Wenn alle Si-
cherheitsbestimmungen „nach Vor-
schrift“ eingehalten werden, dauert die 
Entladung eines Containers 3 bis 5 Mi-
nuten. In der Praxis wird es teilweise in 
90 Sekunden geschafft, konnte man von 
Streikenden erfahren. 

Doch Wertschätzung erfahren sie kaum, 
wie so viele Arbeiter:innen. Dafür ange-
drohten Jobverlust – wegen zunehmen-
der Automatisierung könnten zukünftig 
Arbeitsplätze eingespart werden. Ob-
wohl riesige Gewinne mit dem Schiffs-
verkehr gemacht werden – über 4 Mrd. 
Euro allein im 1. Quartal 2022 für die 
Hamburger Reederei Hapag-Lloyd – ha-
ben sie lange keine nennenswerte Lohn-
erhöhung gesehen. 2021 lag die Ta-
riflohnerhöhung bei nur 3 %. 

Viel Wut und Entschlossenheit 

Zwei erste Warnstreik gab es im Juni, 
dann vom 14.–16. Juli einen zweitägigen 
Streik mit kämpferischen Demonstratio-
nen von 6.000 Streikenden. Viele Con-
tainerschiffe lagen in der Norddeutschen 
Bucht fest. Doch statt die Forderungen 

zu erfüllen, gab es eine juristische Klage-
welle gegen den Streik. Während in Nie-
dersachsen alle Klagen abgeschmettert 
wurden, hatte ver.di in Hamburg offen-
bar Angst vor einem Richterspruch – 
oder etwa davor, dass ihnen die Eigendy-
namik des Streiks entgleiten könnte?! 
Jedenfalls hat der Gewerkschaftsapparat 
sich auf einen Kompromiss eingelassen, 
der weitere Verhandlungen und einen 
Streikverzicht bis zum 26. August bein-
haltete. Die Arbeiter:innen, die in den 
Warnstreiks gerade richtig warm gelau-
fen waren, wurden nicht gefragt. Damit 
war die stärkste Bastion des Streiks für 
mehrere Wochen zur Untätigkeit ver-
dammt. 

Neben den gerichtlichen Schikanen hat 
der Unternehmerverband ZDS auch ver-
sucht zu spalten: für die oberen Lohn-

<< Am 21. August sind auch die Arbeiter:innen des 
größten englischen Containerhafens Felixstowe für 
8 Tage in Streik getreten. Die Hafenarbeiter:innen 
hätten sich also über den Ärmelkanal hinweg die 
streikenden Hände reichen können. Davor hatten 

die Unternehmer:innen Angst. >> 

Der Hamburger Hafen 
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gruppen wurde deutlich mehr angebo-
ten als für den Rest. Doch dieser Beste-
chungsversuch wurde mehrfach zu-
rückgewiesen. Vor allem bestand der 
ZDS lange auf einer zweijährigen Lauf-
zeit ohne automatischen Inflationsaus-
gleich. So hätten wieder die Arbeiten-
den das Risiko für kommende Preiser-
höhungen getragen. 

Am 22. August fand in Bremen die ins-
gesamt zehnte Verhandlung statt. Die 
Kolleg:innen haben dorthin mobilisiert 
und waren bereit, ab dem 26. wieder in 
den Streik zu treten. Und diesmal nicht 
mehr nur Warnstreik! Hinzu kam, dass 
am Sonntag, den 21. August auch die 
Arbeiter:innen des größten englischen 
Containerhafens Felixstowe für 8 Tage 
in Streik getreten sind. In England ist 
die Inflation noch höher als in Deutsch-
land und die dortigen Unternehmen 
hatten nur 8 % Lohnerhöhung angebo-
ten. Die Hafenarbeiter:innen hätten 
sich also über den Ärmelkanal hinweg 
die streikenden Hände reichen können. 

Davor hatten die Unternehmer:innen 
Angst. Und so haben sie am Ende rela-
tiv große Zugeständnisse gemacht, de-
nen die Tarifkommission von ver.di 
mehrheitlich zugestimmt hat. Das Er-
gebnis ist kompliziert, vor allem geht 
die Spaltung der Belegschaften weiter: 
Es werden 3 Gruppen von Betrieben 
unterschieden. 

Die Beschäftigten in „Vollcontainer-
betrieben“ der Kategorie A bekommen 
etwa 9,4 % mehr in diesem Jahr (die 
prozentuale Erhöhung hängt von der 
Lohngruppe ab), diejenigen in „konven-
tionellen Betrieben“ 7,9 %. Der ZDS hat 
auf einer zweijährigen Laufzeit bestan-
den. Allerdings wird eine künftige Infla-

tion von bis zu 5,5 % mindestens ausge-
glichen, und wenn die Inflation höher 
liegt, wird neu verhandelt und darf 
auch wieder gestreikt werden (Sonder-
kündigungsrecht). Damit ist sicherge-
stellt, dass es nächstes Jahr keine 
kampflosen Reallohnverluste geben 
wird – eindeutig ein Erfolg der ent-
schlossenen Mobilisierung. 

Doch es gibt einen großen Haken: Die 
dritte Kategorie C, das sind Betriebe, für 
die ver.di in der Vergangenheit  
„Beschäftigungssicherungsverträge“ ab-
geschlossen hat. Die Arbeitenden dieser 
C-Betriebe sollen nun mit 3,5 % in die-
sem Jahr und 2,5 % im nächsten Jahr 
abgespeist werden, also meilenweit 
unterhalb der Inflationsrate! 

Der Betrug mit der 
„Beschäftigungssicherung“ 

Die Erpressung ist in allen Branchen 
allzu gut bekannt. Es wird gejammert 
und mit Stellenstreichungen gedroht, 
um Lohnsenkungen durchzusetzen. 
Dagegen sagen kämpferische Arbei-
ter:innen schon lange: „Lohnverzicht 
rettet keine Arbeitsplätze!“ Denn es gibt 
allzu viele Beispiele, wo die Unterneh-
men sich die Lohnkürzungen in die 
Tasche gesteckt und trotzdem Stellen 
abgebaut haben. Zumal sich die großen 
Konzerne ihre „wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten“ auf tausenderlei Arten 
zurechtrechnen können. 

So gehört zum Beispiel der Gesamtha-
fenbetrieb (GHB) in Bremen zur Katego-
rie C. Etwa ein Fünftel der Hafenarbei-
ter:innen in den großen Häfen Ham-
burg und Bremen werden nicht fest von 
den Hafenunternehmen eingestellt, 
sondern beim GHB, der die Arbeitskräf-
te wie Tagelöhner tage- oder stunden-

weise an die Hafenunternehmen ent-
leiht. Damit können diese viel weniger 
Personal halten, als eigentlich notwen-
dig. Der Kapitalismus schafft nicht nur 
„bad banks“, sondern auch „bad emplo-
yers“, wohin ein Teil des Personals aus-
gelagert wird um Kosten zu sparen. Mit 
dem Ziel, die Löhne noch weiter zu drü-
cken, können die Hafenunternehmen 
einfach weniger Geld an den GHB zah-
len, sodass der GHB Verluste schreibt, 
obwohl die Arbeitenden bei Betrieben 
eingesetzt werden, die sehr profitabel 
sind. ver.di hat sich beim GHB Bremen 
2020/21 auf einen „Beschäftigungs-
sicherungsvertrag“ eingelassen und 
jetzt sollen die betreffenden Kol-
leg:innen mit weiteren Lohnverlusten 
aus dieser Tarifrunde gehen?! 

Das stößt allen Hafenarbeiter:innen 
sauer auf, die zu Recht stolz sind auf 
den Zusammenhalt über all die Betrie-
be und Berufsgruppen hinweg, den sie 
in den letzten Monaten entwickelt ha-
ben! 

Was gegen Inflation hilft 

Der Streik am Hafen hat es deutlich 
gemacht – Streiks sind die Waffe der 
Arbeitenden, mit denen sie sich gegen 
die Preissteigerungen wehren können. 
Dabei hat er auch gezeigt, für welche 
Forderungen es sich lohnt zu kämpfen, 
hinter denen sich in der aktuellen Situ-
ation die meisten Arbeitenden wieder-
finden können: 

• Automatische Anpassung der 
Löhne an die Inflation, plus ech-
te Lohnerhöhungen! 

• Keine Spaltung in angeblich bes-
ser oder schlechter gestellte Be-
triebe. Wenn die Unternehmen 
jammern, dann sollen alle Ge-
schäftsbücher offengelegt wer-
den! So können die Arbeitenden 
selbst prüfen, wohin die Gewin-
ne fließen, die auf ihrem Rücken 
gemacht werden und mit wel-
chen Tricks die Kapitalist:innen 
sich arm rechnen. 

Richard Lux, Berlin 

Das Verhandlungsergebnis in einer Darstellung von ver.di  
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I n Österreich hat der „Klimarat der Bürger:innen“ seit Beginn des Jahres zahlreiche Maßnahmen 
gegen den Klimawandel erarbeitet und diese Anfang des Sommers präsentiert. An klugen Ideen und 
breiter Unterstützung mangelt es nicht, jedoch an der notwendigen gesellschaftlichen Macht, um die 
Klimawende auch durchzusetzen. 

Der Klimarat der Bürger:innen war zu-
nächst eine Forderung des Klima-
Volksbegehrens, das im Juni 2020 abge-
halten wurde. Initiiert und getragen 
wurde es von zahlreichen Organisatio-
nen und Vereinen: von Fridays For Fu-
ture und Greenpeace über das Rote 
Kreuz, den Alpenverein bis hin zu karita-
tiven und kirchlichen Einrichtungen. 
Mit 380.000 Unterschriften (bei rund 9 
Mio. Einwohner:innen und 6,4 Mio. 
Wahlberechtigten) liegt es im Mittelfeld 
bisheriger Volksbegehren. Ab 100.000 
Unterschriften muss das Thema im Par-
lament „behandelt“ werden. 

Das Klima-Volksbegehren fordert ein 
Recht auf Klimaschutz in der Verfas-
sung, ein umfassendes Klimagesetz, ei-
nen Klimarechnungshof, der die Einhal-
tung eines verbindlichen CO2-Budgets 
prüft, den Abbau klimaschädlicher Sub-
ventionen, eine ökosoziale Steuerreform 
sowie eine Mobilitäts- und Energiewen-
de. Die konkrete Ausformung der Maß-
nahmen soll durch Bürger:innenräte 
erarbeitet werden. Wenig überraschend 
hat die Koalitionsregierung aus Österrei-

chischer Volkspartei  (ÖVP) und Grünen 
nichts davon umgesetzt – außer die Ein-
berufung eines Bürger:innenrats. Für die 
ÖVP war es eine bequeme Art, mehr Zeit 
zu gewinnen um nichts zu tun; zumin-
dest nichts, was dem Kapital zuwider-
läuft. Für die Grünen war es ein willkom-
mener „Erfolg“: „Wenn schon kein Kli-

maschutz, dann aber mit Bürger:innen-
beteiligung!“. 

Empfehlungen des Klimarats 

Die Teilnehmenden des Klimarats soll-
ten eine Art „Mini“-Österreich repräsen-
tieren. Daher wurde von der Statistik 
Austria ein Pool an Menschen ausge-
wählt, die repräsentativ für Regionen, 
Milieus sowie Berufs- und Altersgruppen 
stehen sollen. Letztendlich waren es 84 
Menschen, die an sechs Wochenenden 
im ersten Halbjahr 2022 zusammenka-
men, diskutierten und einen Endbericht 
mit Forderungen erarbeiteten; begleitet 
von einem Team an Wissenschaft-
ler:innen, die Inputs und fachliche Ex-
pertise lieferten, und einem Organisa-
tions- und Moderationsteam. 

Die „Empfehlungen“ des Klimarats be-
treffen die Bereiche Energie, Konsum/
Produktion, Ernährung/Landnutzung, 
Wohnen sowie Mobilität. Sie sind weder 
überraschend noch bahnbrechend, son-
dern führen vielmehr Forderungen des 
Klima-Volksbegehrens fort und greifen 
Vorschläge der Wissenschaft und der 

Klimabewegung auf. Viele der Empfeh-
lungen zielen darauf ab, gesellschaftli-
che Rahmenbedingungen zu ändern, in 
denen „die Bürger:innen“ agieren (kön-
nen); es geht um mehr als Änderungen 
im individuellen Konsumverhalten. Be-
tont wird auch immer wieder, dass nie-
mand zurückgelassen werden darf, das 

heißt die Klimawende sozial gerecht 
gestaltet werden muss. Auffallend ist 
jedoch, dass an der gesellschaftlichen 
und ökonomischen Machtverteilung 
nicht gerüttelt wird – dazu weiter unten 
mehr. 

Wer bremst hier? 

Die Erfahrungen des Klimarats zeigen: 
Während breite Teile der Bevölkerung zu 
einem wirklichen ökologischen Wandel 
bereit sind und diesen einfordern, ist es 
die bürgerliche Politik, die eine tatsächli-
che Wende verhindert. Aber nicht, weil 
es bloß am „politischen Willen“ mangeln 
würde (wie es oft heißt), sondern weil sie 
die Macht des Kapitals und der Groß-
konzerne hegt und pflegt. Statt Unter-
nehmen zu Klimaschutz zu zwingen und 
aus deren Profiten eine wirkliche Klima-
wende zu finanzieren, werden jene, die 
seit Jahrzehnten ihre Profite über 
Mensch und Natur gestellt haben, mit 
milliardenschweren „grünen“ Subventio-
nen bedacht und als Vorbilder stilisiert. 

Die angeblichen Bremsklötze der Klima-
wende sind für Politiker:innen aller Par-
teien schnell gefunden: „Da machen die 
Menschen nicht mit“ beziehungsweise 
„Das wollen die Menschen nicht“. Dass 
das bloße Ausreden der Herrschenden 
sind, zeigt der Klimarat der Bür-
ger:innen. Es ist vielmehr die breite Be-
völkerung, die ein Paket an umfassenden 
Maßnahmen will. Wenn dieses nicht 
einseitig und von oben auferlegt ist, sind 
viele Menschen gemeinsam mit anderen 
zu Veränderungen bereit. Das zeigen 
auch Themen, die als „heiße Eisen“ sonst 
gerne genutzt werden, um populistische 
Stimmung gegen Klimamaßnahmen zu 
machen: Der Klimarat spricht sich etwa 
für eine Temporeduktion auf Straßen 
und die Reduktion des Konsums tieri-
scher Produkte aus. 

 

<< Warum sollten wir uns nicht auch vorstellen 
können, in einer Welt zu leben, in der die großen 

Konzerne zerschlagen sind, die Arbeitenden selbst 
die Kontrolle über Produktion und Verteilung 

übernommen haben und eine neue, 
ökosozialistische Gesellschaft „von unten“ 

aufgebaut wird? >> 
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Grüner Kapitalismus? 

Die Empfehlungen zielen insgesamt auf 
eine grüne Transformation des Kapitalis-
mus ab, auch wenn einige Vorschläge in 
direktem Konflikt mit Interessen des 
Kapitals stehen. Etwa: verpflichtende 
Reparierbarkeit von Produkten, Vernich-
tungsverbot für Neuwaren und Lebens-
mittel, Energieversorgern ihre Preisge-
staltung vorschreiben, Verschärfung von 
Baubewilligungen und Stoppen der Bo-
denversiegelung, Sanierung statt Neu-
bau, Leerstandsabgabe. Auf der anderen 
Seite finden sich problematische Forde-
rungen, die Finanzmärkte und Big Busi-
ness zu grünen Parnter:innen erklären: 

Green Investments und ein grüner Akti-
enindex sollen gefördert und Finanz-
dienstleister und Unternehmen ihre 
Vorbildrolle wahrnehmen. Statt die 
Macht des Großkapitals in Frage zu stel-
len, wird zusätzliches Wasser auf die 
Greenwashing-Mühlen der Großkonzer-
ne geleitet. 

Die politischen und ökonomischen 
Ideen des Klimarats sind sehr stark ge-
prägt von den dominanten, bürgerlich-
kapitalistischen Vorstellungen davon, 
wie die Welt funktioniert. Auch in wei-
ten Teilen der Klimabewegung ist das 
nicht viel anders. Die Zivilgesellschaft 
soll demnach über Druck und direkte 

Demokratie die kapitalistische Markt-
wirtschaft in ein grünes Korsett zwän-
gen. Die oft geforderte Bereitschaft, sich 
zur Bekämpfung des Klimawandels auf 
Neues einzulassen, gilt offensichtlich 
nicht in Hinblick auf die grundlegende 
Architektur der Gesellschaft. 

Wir sollen uns vorstellen können, unser 
Leben umzukrempeln, etwa in einem 
Tiny House mit eigenen Gemüsebeeten 
und Solaranlage zu leben, Autos dauer-
haft gegen Fahrräder zu tauschen und 
aufs Fliegen zu verzichten. Warum soll-
ten wir uns nicht auch vorstellen kön-
nen, in einer Welt zu leben, in der die 
großen Konzerne zerschlagen sind, die 
Arbeitenden selbst die Kontrolle über 
Produktion und Verteilung über-
nommen haben und eine neue, ökosozia-
listische Gesellschaft „von unten“ aufge-
baut wird? Die Ideologie von der Alterna-
tivlosigkeit des Kapitalismus, die seit 
dem Zusammenbruch der stalinisti-
schen Systeme verkündet wurde, hat 
sich in den Köpfen der meisten Men-
schen festgesetzt. So wundert es nicht, 
dass auch die Antworten auf den Klima-
wandel in der breiten Bevölkerung von 
der Illusion eines grünen Kapitalismus 
geprägt sind. 

Rätemacht statt direkter Demokratie! 

Der Klimarat zeigt die Grenzen der 
„direkten Demokratie“ auf, die im Rah-
men der kapitalistischen Verhältnisse 
gefangen bleibt. Die kapitalistische 
Marktwirtschaft und ihre Profit- und 
Wachstumslogik werden nicht in Frage 
gestellt. Wirkliche Räte der Arbeitenden 
mit einer eigenen Machtbasis werden 
selbst Entscheidungen treffen und 
durchsetzen, um eine soziale und Klima-
wende umzusetzen. 

In den nächsten Jahren stehen uns zahl-
reiche Kämpfe zur Sicherung unseres 
Lebensunterhalts und zur Bekämpfung 
des Klimawandels bevor – zwei Bereiche, 
die noch nie so offensichtlich verknüpft 
waren wie heute.  

Johannes Wolf, Wien 
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Ende August haben ukrainische Streit-
kräfte ihre Gegenoffensive Richtung 
Süden begonnen, aber mit welchem 
Erfolg ist bei Redaktionsschluss nicht 
abzusehen. Derweil wird das Atomkraft-
werk Saporischschja, das Russland ein-
genommen hat und als Militärstütz-
punkt nutzt, immer wieder umkämpft 
und beschossen – wie weit ist es bis zu 
einer nuklearen Katastrophe?! 

Der türkische Präsident Erdoğan ver-
sucht sich als Vermittler zu inszenieren, 
nachdem er mit beiden Seiten schon 
einen Deal bezüglich des Exports von 
Getreide aus der Ukraine ausgehandelt 
hat. Es könnte überraschen, dass ausge-
rechnet Erdoğan als NATO-Mitglied mit 
Putin verhandelt. Aber die Türkei ist ein 
besonderes NATO-Mitglied, das als auf-
strebende Regionalmacht im Nahen 
Osten eine gewisse Eigenständigkeit 
beansprucht. Mit Putin hat Erdoğan 
immerhin schon in Bezug auf Syrien 
einen Kompromiss gefunden, obwohl 
beide im Bürgerkrieg unterschiedliche 
Seiten unterstützten. Aber auch 
Erdoğans Inszenierungen scheinen den 
Ukraine-Krieg nicht stoppen zu können. 
Der russische Imperialismus besitzt 
noch große militärische Reserven, wäh-
rend die Ukraine vom westlichen Impe-
rialismus unbegrenzte Unterstützung 
versprochen bekommt. 

In diesem Zusammenhang eines offen-
bar immer mehr auf Dauer angelegten 
grausamen Krieges – nicht dem einzi-
gen auf der Welt, auch wenn bspw. der 
Krieg im Jemen in hiesigen Medien 
nicht so präsent ist – ist es klar, dass 
Linke und Revolutionär:innen interna-
tional nach möglichen Antworten und 
Perspektiven suchen. 

Sicher ist, dass ein Ausweg im Sinne der 
unterdrückten und ausgebeuteten Klas-
sen, insbesondere auch der ukraini-

schen Arbeiter:innenklasse, nicht durch 
den Imperialismus kommen wird. Die 
NATO vertritt nicht Frieden und Demo-
kratie. Das konnte man in Afghanistan 
sehen oder auch an all den Diktaturen 
weltweit, die von der NATO unterstützt 
werden – zum Beispiel Saudi-Arabien, 
das für den Jemen-Krieg verantwortlich 
ist. Die NATO wünscht, dass sich Russ-
land in der Ukraine eine blutige Nase 
holt, deshalb all die Militärunterstüt-
zung. Doch selbst wenn Russland mit 
NATO-Hilfe zurückgeschlagen würde, 
wäre das längst keine Befreiung für die 
Arbeiter:innen der Ukraine.  Die Se-
lenskyj-Regierung im Dienste der Oli-
garchen benutzt den Krieg, um die 
rechtlichen Standards der Arbeitenden 
um Jahrzehnte zurückzudrehen und die 
Ausbeutungsbedingungen für die Zu-
kunft zu verschärfen (siehe Interview). 

Die Arbeitenden in der Ukraine müss-
ten ihren Widerstand gegen die russi-
sche Invasion unabhängig von und zum 
Teil gegen die Regierung Selenskyjs or-
ganisieren, um für ihre eigene Befreiung 
zu kämpfen und nicht nur das Eigen-
tum der ukrainischen Oligarchen gegen 
russische Oligarchen zu verteidigen. 

In der Aurora wurde bislang der Stand-
punkt vertreten, dass Putins Armee in 
der Ukraine eine imperialistische Be-
satzungsmacht ist, gegen die militäri-
scher Widerstand gerechtfertigt ist und 
Unterstützung verdient.  Dass wir daher 
zwar die eigenen imperialistischen Kal-
küle Deutschlands, der NATO und der 
USA entlarven und bekämpfen müssen, 

nicht aber Waffenlieferungen an die 
Ukraine an sich. Dieser Standpunkt gilt 
nur so lange, wie der Kampf um Territo-
rien geführt wird, in denen die Armee 
Putins klar als ausländische Besat-
zungsmacht gegen die Bevölkerung auf-
tritt. Im separatistischen Teil des Don-
bass und auf der Krim, die seit Jahren 
nicht mehr unter der Kontrolle Kiews 
stehen, ist das etwas anderes, auch 
wenn es schwer ist, angesichts des an-
dauernden Krieges über den „freien Wil-
len“ der dortigen Bevölkerung zu speku-
lieren. Selenskyjs militärische Rücker-
oberungsträume dieser Gebiete verdie-
nen unsere Unterstützung jedenfalls 
nicht. 

Diese hier noch einmal zusammenge-
fasste Position ist innerhalb der RSO 
nicht unumstritten und demnächst 

werden wir auch einen Beitrag ver-
öffentlichen, der die westlichen Waffen-
lieferungen klar ablehnt. 

Einig sind wir uns auf jeden Fall darin, 
dass es für eine dauerhafte Friedenslö-
sung im Interesse der Ausgebeuteten 
aller Länder nötig  ist, dass die Arbei-
ter:innen sich politisch einmischen und 
für ihre eigenen Klasseninteressen ein-
treten. Denn diese Klasseninteressen 
verbinden sie jenseits aller nationalisti-
scher Kriegsrhetorik über Ländergren-
zen und Schützengräben hinweg. 

Richard Lux, Berlin  

Ü 
 ber ein halbes Jahr ist seit dem Beginn der russischen Invasion in die Ukraine vergangen. Die UN 
sprechen von mittlerweile über 5.600 getöteten Zivilist:innen und nach wie vor ist kein Ende in 
Sicht. Putin scheint sich nicht mit den bisherigen Geländegewinnen zufrieden zu geben und setzt 
seinen Feldzug im Osten fort, auch wenn er nur langsam vorankommt. Selenskyj spricht offiziell 

davon, die Krim und den Donbass zurückerobern zu wollen, auch wenn er weit davon entfernt ist.  

<< Sicher ist, dass ein Ausweg im Sinne der unter-
drückten und ausgebeuteten Klassen nicht durch den 

Imperialismus kommen wird. Die NATO vertritt 
nicht Frieden und Demokratie.>> 
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Aurora: Wie sind die Bedingungen in 
der Ukraine  und  worum  geht  es  bei  
der Arbeitsrechtsreform, die die Regie-
rung Selenskyj im Windschatten des 
Krieges durchgeführt hat? 

Vitaliy Dudin: Die ukrainische Arbei-
ter:innenklasse hat im europäischen 
Vergleich einen sehr niedrigen Lebens-
standard. Wir haben keine starke Ge-
werkschaftsbewegung, die Streiks orga-
nisieren könnte, was daran liegt, dass die 
Gewerkschaften zu Sowjetzeiten Teil der 
Staatsverwaltung waren. Und seit zehn 
Jahren ist die Linke politisch nicht mehr 
präsent, so dass es keinen Akteur gibt, 
der den Arbeitenden helfen würde, ihre 
Rechte durchzusetzen. 

Das Arbeitsgesetzbuch, das noch aus den 
1970er Jahren stammt, garantierte trotz 
aller Anpassungen nach wie vor wichtige 
Rechte. Im ersten Monat der russischen 
Aggression besaßen unsere Arbeitenden 
noch das Recht auf regelmäßige Lohn-
zahlungen und sie konnten nicht einfach 
entlassen werden. Aber schnell haben 
unsere Politiker entschieden, dass die 
Gesetzgebung „liberalisiert“ werden 
müsse. Manches wurde für die Dauer des 
Krieges befristet durchgeführt, doch 
dann wurden auch dauerhafte Änderun-
gen durchgesetzt. Das war ein Schock für 
die Arbeiter:innen, denen erzählt wurde, 
wir säßen alle im selben Boot. 

Das erste am 15. März beschlossene 
„Gesetz über die Organisation von Ar-
beitsbeziehungen“ gibt den Unterneh-
men die Möglichkeit, Arbeitsverträge zu 
suspendieren. Das ist keine Entlassung, 
aber die Arbeitenden bekommen keine 
Arbeit und keinen Lohn mehr. Zunächst 
dachten einige, das käme nur in vom 
Krieg betroffenen Gegenden zur Anwen-
dung. Aber schnell wurde klar, dass prak-
tisch jedes Unternehmen auf dem Terri-

torium der Ukraine diese Klausel nutzen 
kann, um keine Löhne zu zahlen. Kündi-
gungen können nun ohne Verhandlun-
gen mit der Gewerkschaft vorgenommen 
werden. Zusätzlich bekommen Unter-
nehmen die Gelegenheit, Arbeitsbedin-
gungen von einem Tag 
auf den anderen zu ver-
schlechtern. Und wer das 
nicht akzeptiert, der 
kann gefeuert werden. 
Außerdem kann sich fast 
jedes Unternehmen be-
freien von Vereinbarun-
gen in Kollektivverträ-
gen, wie Prämien, zusätz-
liche Urlaubstage, ... 

Aurora: Wie wurde das durchgesetzt? 

V. D.: Das wurde top-down befohlen und 
gesagt, ihr müsst das akzeptieren. Es war 
nicht der beste Zeitpunkt für Wider-
spruch, weil russische Panzer in der Nä-
he der Hauptstadt Kiew standen und alle 
Leute Angst hatten vor den Raketenan-
griffen auf die gesamte Ukraine. Die Poli-
tiker haben dieses Gefühl der Angst aus-
genutzt. Das war eine Gelegenheit für die 
Unternehmen, Stellen zu streichen. So 
wurden auch im Krankenhausbereich 
Hunderte oder Tausende Pflegekräfte im 
ersten Monat des Krieges entlassen. Die 
Arbeitslosigkeit steigt, sie liegt mittler-
weile bei 35 %, und ich glaube, das Ende 
ist noch nicht erreicht.  

Aurora: Haben die Gewerkschaften die 
Arbeitenden dagegen mobilisiert? 

V. D.: Die kurze Antwort: Es gab keine 
Proteste oder Mobilisierungen. Wegen 
der Einschränkungen von öffentlichen 
Versammlungen und weil alle relevanten 
Ressourcen der Gewerkschaften einge-
setzt werden für humanitäre Hilfe: Sie 
helfen Menschen, die vor dem Krieg ge-

flohen sind, dabei, neue Jobs und Woh-
nungen zu finden. Und sie unterstützen 
ihre Mitglieder, die an der Front sind. Die 
aktivsten Gewerkschafter:innen sind an 
der Front. Daher ist es eine schwere Zeit 
für gewerkschaftliche Organisierung. 

Aber es gibt auch ein politisches Ele-
ment: Sich jetzt auf für elementare Rech-
te von Arbeitenden einzusetzen, fordert 
nicht nur die Unternehmen heraus, son-
dern auch den herrschenden Konsens, 
der besagt, wir sollten alle Konflikte ver-
gessen. Aber das ist völlig verlogen. Die 
Arbeitenden tragen die Kosten des Krie-
ges und die Oligarchen können tun und 
lassen was sie wollen: Keine Steuern zah-
len, ihre größten Fabriken schließen, das 
Land verlassen.  

Die Gewerkschaften konzentrieren sich 
auf Petitionen, Forderungen und mediale 
Arbeit. Wenn das gut organisiert wird, 
kann das das Bewusstsein der Menschen 
beeinflussen. Es gibt einen Kampf um 
politische und gesellschaftliche Hegemo-
nie. Wir setzen uns für die Rechte am 
Arbeitsplatz ein, aber zugleich kämpfen 
wir für eine soziale Alternative zu die-
sem Kurs. Wir denken, dass dieses Sys-
tem auf unfairen Prinzipien basiert. 
Während des Kriegs haben die Oligar-
chen ihr wahres Gesicht gezeigt. 

Interview geführt von Nike Milos, Wien 

A m 22. August hatten wir Gelegenheit, in Wien mit Vitaliy Dudin von der ukrainischen Sozialnyj 
Ruch (Soziale Bewegung) über die aktuelle Lage der Arbeitenden und die Regierungspolitik 
während des Krieges zu sprechen. Aus dem langen Gespräch veröffentlichen wir hier Auszüge. 
Auch wenn wir nicht alle Positionen von Sozialnyj Ruch teilen, sind wir sehr froh, 

Informationen aus erster Hand über die Situation der ukrainischen Arbeitenden zu erhalten. 
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Der Fußball und das Geld 

G eld regiert die Welt. Diesen neunmalklugen Satz kann man auch auf den „Volkssport“ Fußball 

anwenden. Seit Jahrzehnten wird der Fußball von allerlei Milliardären gekapert. Auch in der 

Bundesliga ist dies längst Standard.  

Neben der „Werkself“ des Pharma-
unternehmens Bayer oder dem von VW 
durchfinanzierten VfL Wolfsburg, er-
scheinen immer wieder alte weiße Män-
ner mit millionenschweren Geldbörsen 
wie Dietmar Hopp und das Soft-
wareunternehmen SAP bei der TSG 
Hoffenheim oder das RedBull Mate-
schitz in Leipzig als sogenannte 
„Fußballmäzene“. Doch auch bei Traditi-
onsvereinen sind solche „Mäzene“ nicht 
weit, wie bei Schalke mit Tönnies, der 
Hertha mit Windhorst oder Bayern mit 
Hoeneß. So steht auch der Hamburger 
SV und die Connection zu Klaus Michael 
Kühne (Kühne & Nagel AG) seit Wochen 
in der Presse – mit seinem 120 Millionen 

Euro Angebot. Dabei ist Kühne nicht der 
„hanseatische Saubermann“, wie er sich 
gerne präsentiert, sondern an diesem 
Geld klebt Blut. 

Das Geld des Klaus 

Die Kühne und Nagel AG (K+N) ist das 
drittgrößte Logistikunternehmen der 
Welt mit einem Jahresumsatz von ca. 24 
Mio. Euro. Klaus Kühne hat ein geschätz-
tes Privatvermögen von 33,4 Milliarden 
Dollar, lebt im Schweizer Steuerparadies 
und ist während der Coronakrise noch-
mal so richtig reich geworden. Das Un-
ternehmen gibt sich selbst als Familien-
unternehmen mit langer Tradition. Nach 
der Machtübertragung an die National-
sozialisten wurde der jüdische Teilhaber 
Adolf Maass entschädigungslos von 
Klaus-Michael Kühnes Vater und Onkel 
aus dem Unternehmen gedrängt und 
1945 in Auschwitz ermordet. Bis zum 
Kriegsende 1945 erwirtschaftete das Un-
ternehmen enormen Reichtum und ihm 
wurde mehrere Male ein Gau-Diplom als 

„NS-Musterbetrieb“ überreicht. Im NS-
Staat ließ K+N seine Konkurrenten hin-
ter sich, wobei ein direkter Draht zum 
Reichsfinanzminister half. In den von 
den Deutschen besetzten Gebieten in 
Westeuropa waren sie die einzige Spedi-

tion, die bei der „Aktion M“ (Möbel) im 
großen Stil mitmachen durfte. Bei dieser 
Aktion wurden die Wohnungen jüdi-
scher Deportierter geräumt, ins Reich 
transportiert und verkauft. Allein in 
Westeuropa waren dies die Wohnungs-
einrichtungen von 70.000 jüdischen 
Familien. Auch in Osteuropa war K+N 
aktiv und auch bei den Aktionen des 
„Einsatzstabs Reichsleiter Rosenberg“, 
bei denen Kunstgegenstände aus den 
besetzten Gebieten geraubt worden sind. 
Frank Bajohr, Leiter des Zentrums für 
Holocaust-Studien, attestiert der damali-
gen Tätigkeit von K+N eine „relative Nä-
he zum Massenmord“. Die Spedition 
habe „eine Form von Leichenfledderei“ 
betrieben. Nach 1945 durchliefen das 
Unternehmen und die Eigentümer einen 
recht typischen Pfad. Sie wurden von 
den Alliierten als „Mitläufer“ eingestuft 
und hätten das Unternehmen nicht 
mehr leiten dürfen. Durch eine Interven-
tion der CIA wurden sie dann allerdings 
als „entnazifiziert“ eingestuft. Auf Grund 

ihrer Tätigkeit als Logistikunternehmen 
hatten sie überall in Europa gute Kon-
takte und Erfahrungen. K+N wurde als 
Tarnunternehmen gebraucht, um die 
Organisation Gehlen (Vorläufer des Bun-
desnachrichtendienstes) aufzubauen. 
Diese wurde unter anderem im Kampf 
gegen die Sowjetunion im Kalten Krieg 
benötigt. Wenn man ein nützlicher Ver-
brecher ist, wird die Vergangenheit 
schnell zur Nebensache. Aufarbeitung? 
Fehlanzeige! Seit 2015 gibt es zwar ein 
prinzipielles Eingeständnis einer Teil-
schuld, vorher hieß es, dass die Zeit zwi-
schen 1933 und 45 nur eine „geringe Rele-
vanz für die Firmengeschichte“ gehabt 
habe. 

Reclaim the Game 

Nun ist es weder ungewöhnlich, dass ein 
deutsches Großunternehmen in der Na-
zizeit riesige Gewinne mit Verbrechen 
erwirtschaftet hat, noch dass ein Unsym-
path Fußballmäzen ist. Vielmehr hat es 
System, dass Unternehmer ihr „schmut-
ziges“ Geld in Fußballvereine stecken. 
Für die Fans gibt es dabei nur eine Lö-
sung. Wie die Fanproteste rund um die 
Super-League letztes Jahr unter dem 
Motto „Created by the Poor, Stolen by the 
Rich“ gezeigt haben, müssen wir den 
Mateschitzs, Hopps und Kühnes dieser 
wunderbaren Fußballwelt die rote Karte 
zeigen!  

Karl Gebhardt und Arne, Berlin 

<< Frank Bajohr, Leiter des Zentrums für Holocaust-
Studien, attestiert der damaligen Tätigkeit von K+N 

eine „relative Nähe zum Massenmord“. >> 
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Dabei greift der Film die Forderung nach 
einem „System Change“ auf und bemüht 
sich um die Eröffnung einer revolutionä-
ren Lösung, indem die Notwendigkeit 
von Kämpfen in der produktiven Basis 
der Gesellschaft betont wird. Der inter-
nationalen Arbeiter:innenklasse wird die 
aktive Rolle zugeordnet, die in der Lage 
ist Kämpfe um die Erhaltung der ökolo-
gischen Lebensgrundlage und um sozia-
le Gerechtigkeit zusammen zu führen. 

So werden im dokumentarischen ersten 
Teil des Films Bilder und Fakten aus den 
Aktionen der Black-Lives-Matter-Bewe-
gung, den Aufständen des Arabischen 
Frühlings oder eben der Klimabewegung 

zusammengestellt. Im zweiten Teil, der 
in der Form einer Graphic Novel gestal-
tet ist, wird dann eine revolutionäre Si-
tuation skizziert, in der große Teile der 
Lohnabhängigen beginnen, die Gesell-
schaft neu zu gestalten. Nach Prinzipien 
von Solidarität und sozialer Gerechtig-
keit. Denn eine revolutionäre Umgestal-
tung der Gesellschaft wird nicht durch 
campen, einzelne Besetzungen und auch 
nicht durch einzeln bleibende Kämpfe 
um bessere Lohn- und Arbeitsbedingun-
gen bewerkstelligt werden können. 

Die im Film dargestellte revolutionäre 
Euphorie erscheint aber recht naiv, ob 
bezüglich der Bewertung der Wirkung 

von Radioansprachen, dem positiven 
Bezug auf "Instinkt und Menschlichkeit" 
oder der Vernachlässigung der Repressi-
on, die sicher mit dem Polizeiknüppel, 
aber auch mit viel perfideren Methoden 
schnell einsetzen würde. Aber es ist ein 
Film. Kein politisches Programm. Und er 
wirft Fragen auf und zeigt Beschränkt-
heiten in der Trennung der verschiede-
nen Bewegungen.  

Termine für Aufführungen sind auf 
https://de.labournet.tv zu finden. 

Havannas Obst und L. Wassier, Berlin 
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Im August 2022 sind allein im deut-
schen Bundesland Nordrhein-Westfalen 
drei Menschen durch Polizeieinsätze zu 
Tode gekommen. In Köln wurde am 3. 
August ein Mann, der bereits wegen psy-
chischer und Alkoholprobleme bekannt 
war, bei einer Zwangsräumung erschos-
sen, als er angeblich die begleitenden 
Polizist:innen mit einem Messer ange-
griffen haben soll. Vier Tage später starb 
im Kreis Recklinghausen ein 39-jähriger 
bei einem Polizeieinsatz in seiner Woh-
nung an den Folgen von Pfefferspray und 
Fixierungen. Die Polizei behauptet, er 
habe randaliert und unter Drogen ge-
standen. Auch in Bergisch-Gladbach 
schwebt ein 29-jähriger ebenfalls psy-
chisch kranker Mann nach einem Poli-
zeieinsatz in Lebensgefahr. Er hatte aus 
seiner Wohnung Flaschen geworfen und 
die Polizei angeblich mit „mehreren 
Messern“ bedroht.  

Am meisten Aufsehen erregte der Tod 
eines 16-jährigen Geflüchteten aus dem 
Senegal durch Schüsse aus einer Ma-
schinenpistole. Er hatte bereits wegen 
psychischer Probleme Hilfe gesucht und 
war in einer Jugendhilfeeinrichtung in 
Dortmund untergebracht. Als er mit ei-
nem Messer gesehen wurde und  Selbst-
tötungsabsichten äußerte, rief ein Be-
treuer die Polizei. Diese schaffte es mit 
elf (!) Beamt:innen, Pfefferspray und Ta-
ser nicht, den Jugendlichen zu entwaff-
nen. Deeskalation sieht anders aus – 
zumal die Polizei das Opfer nicht einmal 
auf Französisch, der im Senegal verbrei-
teten Sprache, ansprach, sondern 
Deutsch, Englisch und Spanisch probier-
te. Auch wenn Polizei und CDU-Innen-
minister Reul mit Informationen mau-
ern, so kann man sich ohne große Phan-
tasie überlegen, wie elf hochbewaffnete 
Bullen, die zudem eine andere Sprache 

sprechen, auf einen von der Flucht trau-
matisierten Menschen wirken. Wie so 
oft bleiben nur die Todesschützen in 
Uniform als Zeugen: Die Bodycams aller 
Polizist*innen waren angeblich ausge-
schaltet. 

Wir wissen wenig über diese Opfer der 
Polizeigewalt. Angeblich waren alle mit 
einem Messer bewaffnet. Viele hatten 
psychische Probleme, waren alkohol-
krank oder sprachen schlecht Deutsch. 
Alle diese Toten waren arm. Polizeige-
walt ist immer auch Klassengewalt. Für 
Menschen, die keine weiße Hautfarbe 
haben, die arm sind oder psychisch 
krank, ist die Polizei kein „Freund und 
Helfer“. Für sie sind die Möchtegernram-
bos in Uniform oft genug lebensgefähr-
lich.  

Jakob Erpel, Düsseldorf 

Dieser einstündige Film schlägt eine Brücke zwischen den verschiedenen Aktivitäten der Klimabewegung. 
Regisseurin Schellhagen schließt an den Kritiken vieler Aktiver an, die die Trennung von Kämpfen in den 
Betrieben und den Protesten der Klimaschutzbewegung als ein Problem erkennen.  

https://de.labournet.tv/der-laute-fruehling-termine


D ie bewusste Ver-
wendung von 
Ressourcen und die 
Nutzung des gesamten 

menschlichen Wissens können 
allen Menschen auf unserer Erde 
ein gutes Leben sichern und 
gleichzeitig die Welt vor dem 
Klimakollaps retten. Stattdessen 
steuert die Welt von einer Krise in 
die nächste. Ursache für all dies ist 
der Kapitalismus, der aus-
schließlich im Interesse einiger 
Weniger funktioniert. 

Wir, die Revolutionär Sozialistische 
Organisation (RSO), organisieren 
uns gegen den Kapitalismus und für 
eine sozialistische Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung. Der Sozia-
lismus, für den wir kämpfen, ist eine 
freie, demokratische, auf gewählten 
Räten aufbauende Gesellschaft. 
Eine Gesellschaft, die im Interesse 
aller funktioniert. Die Arbei-
ter:innenklasse hat das Potenzial, 
diese Gesellschaft zu verwirklichen. 
Deshalb geben wir seit vielen 
Jahren Flugblätter in unter-

schiedlichen Betrieben heraus, mit 
denen wir Missstände anprangern, 
Kolleg:innen ein Sprachrohr bieten 
und versuchen Basisaktivitäten zu 
vernetzen. Wir nehmen an 
Demonstrationen, Aktionen und 
Arbeitskämpfen teil, diskutieren 
solidarisch über Politik und 
tauschen uns mit unter-
schiedlichen Aktivist:innen aus. In 
sozialen und ökologischen 
Konflikten treten wir für die 
Selbstorganisation und die Aus-
dehnung der Kämpfe auf breitere 
Teile der Lohnabhängigen ein. Für 
uns ist der Kampf gegen Aus-
beutung, gegen Sexismus und 
Rassismus, gegen Rechts-
extremismus und gegen Umwelt-
zerstörung immer verbunden mit 
einem Kampf gegen den 
Kapitalismus. Denn der verhindert 
ein solidarisches Zusammenleben. 

Wir sind in verschiedenen Städten 
und Ländern aktiv und vernetzt, 
zurzeit in Deutschland, Österreich, 
Frankreich und den USA. Dabei 
setzen wir uns ein für den Aufbau 

einer revolutionär kommun-
istischen Internationale in der Welt 
und für den Aufbau unabhängiger 
Parteien der Arbeiter:innenklasse, 
abseits von reformistischen und 
bürokratischen Partei- und              
Gewerkschaftsapparaten. Wenn Du 
an diesem Projekt interessiert bist, 
dann tritt mit uns in Kontakt, werde 
mit uns aktiv und unterstütze uns 
im Aufbau einer revolutionären und 
sozialistischen Organisation! 

Eine ausführlichere Version findet 
ihr auf  www.sozialismus.click/was-
wir-wollen/

 


